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Klaus Fuhr. von der Ropp 

Die Republik Südafrika: 
Hegemonialmacht nach außen - 

Ohnmacht im Inneren? 

Seit Jahrzehnten werden bei Treffen der Organi- 
sation der Afrikanischen Einheit (OAE) wie auch, 
unter kritikloser Übernahme der Vorstellungen 
der OAE, bei den Sitzungen der UN-Vollver- 
sammlung und jenen von Unter- und Sonderorga- 
nisationen der Vereinten Nationen Resolutionen 
verabschiedet, in denen die südafrikanische Au- 
ßen- und Innenpolitik, insbesondere die Politik 
der Apartheid, auf das Schärfste verurteilt wer- 
den. Gefordert wird, mit allen der internationalen 
Staatenwelt zur Verfügung stehenden Mitteln die 
Regierung der weißen Afrikaner in Pretoria zu 
stürzen'). Es handelt sich bei diesen Debatten 
weitgehend um bloße Rituale, die bislang die kon- 
krete Politik der westlichen Staaten nur am Rande 
beeinflussen. Allerdings entstand hier das heute 
u. a. in kirchlichen Kreisen etwa der Bundes- 
republik Deutschland weitverbreitete Bild, nach 
dem es sich bei der Regierung in Pretoria um das 
menschenrechtsverachtende Regime der Erde 
schlechthin handele. Häufig wird vom schwarzen 
Afrika die These vertreten, die Regierung in Pre- 
toria setze die Politik des faschistischen Deutsch- 
lands fort. 
Auch die in einer besonders scharfen Sprache ab- 
gefaßten Resolutionen der jüngsten (41.) UN- 
Vollversammlung wie auch des 21. Gipfeltreffens 
der OAE 2) hätten im Westen kaum die gebotene 
Beachtung gefunden, würde Südafrika (inkl. der 

in die 99Unabhängigkeit" entlassenen Reservate 
Transkei, BophutaTswana, Venda und Ciskei) 
jetzt nicht abermals von schweren Unruhen heim- 
gesucht. Anders als die Aufstände von 1960 und 
1976/77 lassen die seit August 1984 anhaltenden 
Unruhen auch den Sachkundigen fragen, ob Süd- 
afrika in einem Zustand der bewaffneten Anar- 
chie versinke. Es scheint sich der Ausbruch eines 
in seiner Brutalität und seinen Verlusten an Men- 
schen und Sachgütern dem mit der Mentalität der 
weißen Afrikaner nicht vertrauten Beobachter un- 
vorstellbaren Bürger- und Regíonalkrieges abzu- 
zeichnen 3). Schon 1977 hat Egon Bahr in einem 
bei weitem nicht genügend beachteten Interview 
von der Gefahr gesprochen, daß dieser Konflikt 
letztlich sogar zu einer Konfrontation der Super- 
mächte führen könne 4), Zunehmend befassen sich 
jetzt auch solche Staatengemeinschaften mit dem 
Südafrika-Konflikt, von denen wichtige Impulse 
für eine konstruktive Südafrika-Politik westlicher 
Staaten ausgehen können. Zu denken ist an das 
Commonwealth, die hier deutlich weniger ein- 
flußreiche Franko-Afrikanische-Gemeinschaft S) 
sowie die Paritätische Versammlung und den Ge- 
meinsamen Ministerrat von EWG und AKP, in 
denen Westeuropäer mit Vertretern der inzwi- 
schen fast 70 AKP(A frika, Karibik, Pazifik)-Staa- 
ten in Ausführung ihrer Konvention (Lord III) 
gemeinsam interessierende Fragen diskutieren. 

I. Veränderungen in der Südafrika-Politik westlicher Schlüsselländer 

Zu Recht wird den Staaten des Westens, insbeson- 
dere den USA, Großbritannien und der Bundes- 
republik Deutschland, vom schwarzen Afrika im- 

er wieder vorgehalten, den zahllosen Bekennt- 
nissen gegen die Apartheid keine Taten folgen zu 
lassen. Neben führenden Verantwortlichen der 

I) S. dazu Klaus Frhr. von der Ropp, Die Organisation 
der Afrikanischen Einheit zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit, in: Europa Archiv, (1984) Januar, 
S. 63-70, im Anschluß an ders., Die Bundesrepublik 
Deutschland und die Südafrika-Debatten der UNO, in : 
Vereinte Nationen, (1973) August, S. 126-132. 
2) Übrigens werden gerade die einschlägigen Resolutio- 
nen der alljährlichen Gipfelkonferenz der OAE auch als 
Dokumente der UN herausgebracht. 
3) S. dazu Kenneth L. Adel ran a d  Albion W. Knight, 
Can South Africa Go Nuclear?, in: Orbis, (1979) Herbst, 
S 633-647. Zu einer ganz anderen Einschätzung des 

Konflikts kommt Winrich Kühne, UN-Sanktionen und 
Hoffnung auf 91friedlichen Wandel", in: Vereinte Natio- 
nen, (1983) August, S. 108-114 (109); seines Erachtens 
wird die gewaltsame Beseitigung von Apartheid (nur) 
99Tausende, vielleicht Hunderttausende an Todesopfern 
und Verwundeten fordern". 
4) In Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt vom 10. Juli 
1977, S. 8 (99Ohne Verhandlungslösung ist die Gefahr 
des Dritten Weltkrieges ständig gegenwärtig"). 
s) Zu dieser Gemeinschaft s. Klaus Fuhr. von der Ropp, 
Die franko-afrikanischen Beziehungen, in: Außenpoli- 
tik, (1974) Oktober, S. 461--476. 
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Administrationen Jimmy Carters und Ronald 
Reagans sowie der Labour- und Tory-Regierun- 
gen wird hier vor allem Bundesaußenminister 
H.-D. Genscher angegriffen. In der Ära Carter 
wurden sowohl in Washington als auch Bonn die 
Kräfte der weißafrikanischen Beharrung (das 
„ ,burische° Dennoch") nicht nur unterschätzt, 
sondern übersehen. Die Regierung Reagan hinge- 
gen verfügt mit dem Stellvertretenden Außenmi- 
nister für Afrikanische Angelegenheiten Chester 
A. Crocker über einen hervorragenden Fach- 
mann, der allerdings die Bereitschaft des weißen 
Südafrikas zum fundamentalen Wandel im Politi- 
schen überschätzte. Pretoria mißbrauchte bisher 
seine Politik des "konstruktiven Engagements" 6), 

1. Zu den unterschiedlichen Interessen 
westeuropäischen' Staaten 

Von hervorragender Bedeutung für den Fortgang 
des Ringens in und um Südafrika ist die Politik 
Großbritanniens, denn London ist der wichtigste 
Wirtschaftspartner der Republik am Kap. Von 
den dort lebenden fünf Millionen weißen Afrika- 
nern haben mehrere hunderttausend britische 
Pässe, die viele von ihnen, obwohl sie seit Genera- 
tionen in Südafrika ansässig sind, als Rückversi- 
cherung für den äußersten Notfall betrachten mö- 
gen. Ahnliches gilt für die mehr als hunderttau- 
send Weißen (sog. ex-Rhodesians), die sich durch 
die Entwicklungen in dem seit April 1980 unab- 
hängigen Zimbabwe zur Abwanderung nach Süd- 
afrika veranlaßt sahen. Schließlich stellt die bis- 
lang stets moderate Südafrikakritik Großbritan- 
niens eine Belastung für seine Stellung im Com- 
monwealth dar. 
Die Position Frankreichs in der Franko-Afrikani- 
schen-Gemeinschaft wird in ähnlicher Weise bela- 
stet. Von den übrigen EG-Staaten hat außer der 
Bundesrepublik Deutschland, deren Interessen in 
Südafrika aber ganz überwiegend wirtschaftlicher 
Natur sind, vor allem Portugal hier ein besonde- 
res Engagement: Zum einen besteht ein Teil der in 
der Kolonialzeit entstandenen Wirtschaftsbezie- 
hungen fort, zum anderen haben sich sehr viele 
der Mitte der siebziger Jahre aus Angola und Mo- 
zambique vertriebenen ca. 700 000 portugiesi- 
schen Siedler (sog. retornados) in Südafrika nie- 
dergelassen. Sie werden dort nur einer Katastro- 
phe weichen. . 

Seit Jahren fordern die AKP-Staaten die EG und 
ihre Mitgliedsländer vergeblich zu einer entschie- 
denen Anti-Apartheid-Politik auf. Immerhin ge- 
lang es ihnen, im Dezember 1984 bei der Unter- 

6) So zu Recht Martin Schöner, Die amerikanische Po- 
litik gegenüber dem südlichen Afrika, Bonn 1986, 
S. 148-162. 

zeichnung der neuen (5.) EWG/AKP-Konvention 
(Lord III) erstmals die Verabschiedung einer 
gemeinsamen Erklärung durchzusetzen, in der 
ein Engagement der Unterzeichnerstaaten zur 
99Ausrottung" der Apartheid bekundet wird 7). 
Schon Anfang der achtziger Jahre war es eine 
Initiative des damals für die Entwicklungspolitik 
der Gemeinschaft zuständigen EG-Komrnissars 
Claude Cheysson gewesen, welche neun schwarze 
Staaten des südlichen Afrikas sich zur Southern 
African Development Coordination Conference 
(SADCC)8) zusammenschließen ließ. Deren Ziel 
ist es, die Infrastrukturelle und wirtschaftliche 
Abhängigkeit ihrer Mitglieder von der Republik 
Südafrika zu vermindern. 
An dieser Stelle sei nur beiläufig vermerkt, daß 
die südafrikanische Politik der Apartheid in den 
USA 1985 zu einem Politikum geworden ist, das 
selbst eher liberale Republikaner veranlaßte, Ge- 
setzesinitiativen zur wirtschaftlichen Isolierung 
Pretorias vorzulegen. 

2. Zur neuen Rolle des Commonwealth 
Nach alledem konnte es nicht verwundern, daß 
das jüngste Treffen der Regierungschefs der 
49 Staaten des Commonwealth im Oktober 1985 
in Nassau/Bahamas9) ganz im Zeichen der unein- 
geschränkten Verurteilung der Politik Südafrikas 
stand. Außer Staaten der Dritten Welt forderten 
auch alte Dominions die Verhängung von Wirt- 
schaftssanktionen. Vor allem Australien und Ka- 
nada meldeten sich lautstark zu Wort. Wenig be- 
achtet wurde allerdings, daß es für diese Länder 
auch darum ging, mit Südafrika einen leistungs- 
starken Konkurrenten auf den Weltrohstoffmärk- 
ten zurückzudrängen. Das ändert nichts daran, 
daß London seit längerem nicht mehr so isoliert 
im Commonwealth dagestanden hat wie jetzt, da 
es sich die Forderung nach umfassenden Wirt- 
schaftssanktionen nicht zu eigen machte. Immer- 
hin stimmte auch Großbritannien dem in Nassau 
verabschiedeten 99Commonwealth Accord on 
Southern Africa" zu. Darin sind selektive Boy- 
kottmaßnahmen genannt. Noch wichtiger war die 
in Nassau beschlossene und inzwischen erfolgte 
Entsendung einer Gruppe von sieben 19hervorra- 

9) 
tervention 

7) Abgedruckt in: Le Courier, (1985), Januar-Februar, s. 121. 
8) Dazu detailliert Wolfgang Zehender, Kooperation 
statt Integration: Erfolgsaussichten der Southern Afri- 
can Development Coordination Conference (SADCC), 
DIE/Berlin, August 1983, und Bernhard Weimer, Pro- 
bleme und Entwicklungsaussichten der Southern Afri- 
can Development Coordination Conference (SADCC), 
SWP/Ebenhausen, 1983. 

Dazu 99The Commonwealth at Nassau: Initiating In- 
, Background Briefing 

No. 26 des SAIIA, Braamfontein/SA 1985. 
in South Africa" 
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genden Persönlichkeiten" aus Commonwealth- 
Staaten 10) nach Südafrika. In Gesprächen mit po- 
litischen Führern des weißen wie auch des schwar- 
zen Südafrikas (darunter auch dem nach wie vor 
inhaftierten früheren Präsidenten des African Na- 
tional Congress, Nelson Mandela) sowie Verant- 
wortlichen der Kirchen und der Wirtschaft such- 
ten die Mitglieder dieser Gruppe nach Möglich- 
keiten der Konfliktbeilegung. Diese Mission 
scheiterte u. a. an der Parteilichkeit der Mehrzahl 
ihrer Mitglieder. So ließ etwa der Australier Mal- 
colm Fraser, der Anfang Juni zusammen mit dem 
Nigerianer Olusegun Obasanjo zu Gesprächen 
mit der Bundesregierung und deutschen Indu- 
striellen in Bonn und Köln weilte, erkennen, daß 
ihn die alles entscheidende Frage nach einem 
wirksamen Minderheitenschutz zugunsten der 
weißen und braunen Südafrikaner nicht beschäf- 
tigt hatte. Wahrscheinlich wäre Pretoria auch un- 
parteiischen Mittlern unkooperativ begegnet. 
Aber man hätte eine solche Gruppe nicht so ver- 
höhnt, wie es Ende Mai der Commonwealth- 
Gruppe widerfuhr, als während ihres Aufenthal- 
tes in Südafrika Einheiten der South African 
Defence Forces (SADF) Dienststellen des ANC in 
Gaborone/Botswana, Harare/Zimbabwe und 
Lusaka/Zambia angriffen. Eine solche Politik 
mag die Regierung P. W. Bot fas gegenüber ihren 
vielen rechten Kritikern entlasten, sie führt jedoch 
auch dazu, daß das Commonwealth, die EG, die 
USA, Japan u. a. weitergehende Sanktionen gegen 
Südafrika verhängen werden. 
In keinem Land ist mehr Sachwissen zu Südafrika 
angesammelt als in der früheren Kolonialmacht 
Großbritannien. Insbesondere wissen dort soziali- 
stische wie konservative Entscheidungsträger, 
daß unter den am Kap gegebenen Realitäten die 
machtpolitische Absicherung des Existenzrechts 
des weißen Südafrikas, insbesondere die des Afri- 
kanerdoms (soBurentums"), der Schlüssel zur Be- 
freiung des schwarzen Afrikas ist. In anderen 
Ländern, darunter erstaunlicherweise auch in der 
Bundesrepublik Deutschland, ist diese Erkenntnis 
wenig verbreitet. Zu selten wird hier die alles ent- 
scheidende Frage gestellt, mit der Helmut Schmidt 
im Mai 1977 auf die Bemerkung von Vizepräsident 
Walter Mondale reagierte, der Westen müsse alles 
Erdenkliche tun, um Pretoria zur Aufgabe der Apart- 
heid zu zwingen - „. . . a d  replace it by hat"? 

3. Hindernisse auf dem Weg zu einer konstruktiven 
Politik des Westens 

Es steht zu befürchten, daß die weitaus meisten 
Teilnehmer an den Konferenzen des Common- 

'°) Malcolm Fraser (Australien), Dame Nita Barrow 
(Barbados), Lord Barber (Großbritannien), Edward 
Scott (Kanada), Sardar Swaram Singh (Indien), Oluse- 
gun Obasanjo (Nigeria) und John Malecela (Tanzania). 

wealth und auch jenen der Franko-Afrikanischen 
Gemeínschaft") diese Fragestellung als obsolet 
ansehen. Sie machen sich, aus sehr unterschiedli- 
chen Gründen, die Forderung des schwarzen Süd- 
afrikas nach soon-man-one-vote in a unitary 
State" zu eigen. Die Regierungen in London und 
Paris werden sehr große Mühe haben, ihre Partner 
aus der Dritten Welt davon zu überzeugen, daß 
dies nicht die Antwort auf die südafrikanische 
Herausforderung sein kann. Einer der wenigen 
deutschen Politiker, die diese Problematik deut- 
lich angesprochen haben, ist der heutige Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit, Volk rar 
Köhler. Er äußerte im September 1982 in Johan- 
nesburg: esNur derjenige vermag dem schwarzen 
Südafrika die Freiheit zu bringen, der auch das 
Bxistenzrecht der dort lebenden weißafrikani- 
schen Nation absichert. . . Wer das nicht sieht, 
der bewirkt wenig mehr, als daß er Südafrika an 
einen Abgrund schrecklicher Gewalt führt." 12) 
In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre gab es 
zwischen südafrikanischen und deutschen Wis- 
senschaftlern intensive Gespräche darüber, mit 
Hilfe welcher Formen staatlicher Machtteilung 
oder einer Teilung des Landes oder einer Kombi- 
nation beider Vorstellungen sich der Südafrika- 
Konflikt lösen lasse I3)_ Diese Diskussionen stie- 
ßen übrigens in Großbritannien auf viel Inter- 
esse 14). 

Fatal war damals wie heute, daß einschlägigen 
Hinweisen Egon Bahrs und Otto Graf Lambs- 
dorffs 15) zum Trotz diese Diskussion in der west- 
deutschen Außenpolitik nie beachtet wurde. Die 
Bundesregierung hätte es hier nämlich in der 
Hand gehabt, zum besseren Gelingen jener Süd- 

1) 1974/75 waren allerdings die Elfenbeinküste und 
der Senegal bemüht, mit Pretoria über realistische Mög- 
lichkeiten der Konfliktlösung zu sprechen. Diese In- 
itiative scheiterte an der Unfähigkeit Pretorias, Kom- 
promißformeln auch nur zu diskutieren. S. dazu Klaus 
Frhr. von der Ropp, Südafrika zwischen friedlichem 
Ausgleich und Gewalt, in: Die Internationale Politik 
1975/76, Bonn 1981, S. 296-313 (306-308). 
12) Abgedruckt in International Affairs Bulletin 1982/3, 
S. 35-45 (39-41). 
in) S. zu der deutsch-südafrikanischen Diskussion Deon 
Geldenhuys, Die Zukunft Südafrikas aus deutscher 
Sicht, in: Außenpolitik, (1985) Januar, S. 80-98. 
14) S. soA Survey of Proposals for the Constitutional De- 
velopment of South Africa", Royal Institute of Interna- 
tional Affairs, London 1981. . 

ı5) Bahr forderte (s. Anm. 4) für Südafrika 99ein bisher 
unbekanntes Modell des gleichberechtigten Zusammen- 
lebens mit besonderem Schutz für Minderheiten". 
Lambsdorff bekannte sich deutlich zu der Südafrika- 
Wahlkampfaussage der FDP von 1980, darin heißt es, 
eine neue politische Ordnung müsse 99das Selbstbestim- 
mungsrecht der Mehrheit und die (machtpolitische) Ab- 
sicherung des Existenzrechts der Minderheiten als von- 
einander abhängige Elemente" enthalten. 
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afrika-Debatten beizutragen, welche die ihr eng 
verbündeten Staaten Großbritannien und Frank- 
reich mit ihren schwarzafrikanischen Partnern 
führen. 
Mit welchen Widerständen gegen eine Politik des 
Ausgleichs zu rechnen ist, haben Mitglieder des 
Europäischen Parlaments erst kürzlich bei einer 
Tagung der Paritätischen Versammlung der 
EWG/AKP-Staaten in Ezulwini/Swaziland er- 
fahren: Mit der Unterstützung der Mitglieder der 
kommunistischen und der Regenbogen-Fraktio- 
nen verweigerten die AKP-Delegierten den Ver- 
tretern der in Pretoria I-lerrschenden einstimmig 
die Teilnahme an einem geplanten Anhörungsver- 
fahren. Einzelne AKP-Delegierte vertraten die 
Meinung, die Zulassung von Vertretern Pretorias 
verletze die Würde der AKP-Staaten; andere 
äußerten, daß man sich nie auf Debatten mit den 
ssVerbrechern aus Südafrika" einlassen werde I6)_ 

Die AKP-Gruppe wird dies lernen müssen; dies 
um so mehr, als, was zu begrüßen ist, an der vor- 
angehenden Sitzung der Paritätischen Versamm- 
lung in Inverness/Schottland ein Vertreter des so 
bedeutsamen African National Congress (ANC) 
teilgenommen hatte "). 

Ähnlich fruchtlos ist die immer wieder anzu- 
treffende, aber nicht näher qualifizierte For- 
derung, Sanktionen gegen Pretoria zu verhän- 
gen. Dies mit dem stillschweigenden Ziel, Süd- 
afrika ein System des 99on-man-one-vote in a 
unitary State" aufzuzwingen. Das wird nicht ge- 
lingen; andererseits erscheint hier die Ver- 
hängung selbst härtester Sanktionen nicht 
entbehrlich. Also gilt es, wie Heribert Weiland 
dies kürzlich forderte 18), konkrete und reali- 
sierbare Vorstellungen von der Post-Apartheid- 
Ordnung zu haben. In der westlichen wie auch 
in der schwarzafrikanischen Diskussion wird 
nicht klar genug gesehen, daß der Widerstand 
Pretorias gegen Sanktionen eine Funktion des 
Ergebnisses sein wird, das von den Sanktionen 
verhängenden Staaten als Ziel ihrer Politik ange- 
geben wird. 

An diesem Mangel scheinen alle Sanktionsbe- 
schlüsse zu leiden, die 1985/86 in den USA, Au- 
stralien, Kanada, in verschiedenen skandinavi- 
schen Staaten, von der EG, zusätzlich von einzel- 
nen ihrer Mitglieder, vom Commonwealth, von 
Japan u. a. gefaßt wurden l 9). 

II. Anmerkungen zur südafrikanischen Regionalpolitik 

Das Scheitern der von Chester A. Crocker konzi- 
pierten amerikanischen Politik des konstruktiven 
Engagements läßt allerdings fragen, ob Pretoria 
überhaupt ansprechbar ist. Denn anders als die 
naive und deshalb erfolglose Politik der Regie- 
rung Jimmy Carters 20) stellt die neue amerika- 

I6) $. Le Courier, (1986) März-April, S. 6-12 (7), 
(esAssemblée Paritaire ACP-CEE/Réunion aux portes 
du pays de l`apartheid"). 
17) S. Le Courier, (1985) November-Dezember, S. 2-5 
(4), (soPremiere Réunion de l'Assemblée Paritaire/La 
Situation en Afrique du Sud donne les débats"). 
'8) soWirtschaftssanktionen gegen Südafrika: A never 
erding Story", in: Int. Afrika-Forum, (1986) 1, S. 83-88 
(88). Das übersehen hingegen Sanford J. Ungar a d  
Peter Vale, South Africa: Why Constructive Engage- 
ment Failed, in: Foreign Affairs, Winter 1985/86, 
S. 234--258. 
19) Eine Aufstellung inzwischen verhängter Zwangs- 
maßnahmen endet sich bei Robert von Lucius, Die 
Kampagne gegen Investitionen in Südafrika kann auch 
in Europa immer mehr 99Erfolge" verzeichnen, in: FAZ 
vom 13. Juli 1985, S. 5. Zu den Maßnahmen der Regie- 
rung in Washington s. 99Wireless Bulletin fror Washing- 
ton" vom 10. September 1985. 
20) Dazu Klaus Frhr. von der Ropp, Konfliktherde im 
südlichen Afrika -- Rhodesien, Namibia, Südafrika, in : 
Die Internationale Politik 1977/78, Bonn 1982, 
S. 269-285; ders., Südafrika und Namibia: Das Schei- 
tern der Friedensinitiativen, in: Die Internationale Poli- 
tik 1979/80, Bonn 1983, S. 338-357. 

nische Politik die berechtigte Existenzangst der 
weißen Afrikaner in Rechnung. Auch nach dem 
Regierungswechsel in Washington war Pretoria 
bestrebt, seine Politik der Apartheid fortzuführen 
und zu deren Absicherung dem übrigen südlichen 
Afrika eine soPax Pretoriana" aufzuzwingen 21). Es 
nutzte die großen Schwächen der oft nur wenig 
repräsentativen, teils in Bürgerkriege verstrickten 
Regierungen der Nachbarstaaten sowie deren Ab- 
hängigkeit von Südafrika gekonnt aus. 

Anfang 1984 gelang es amerikanischen und im 
Hintergrund gebliebenen portugiesischen Unter- 
händlern zwischen Südafrika und Mozambique 
den Abschluß eines 99Antisubversionspaktes" 22) 

(Vertrag von Nkomati) sowie zwischen Südafrika 
und Angola die Unterzeichnung eines Truppen- 
entflechtungsabkommens (Vertrag von Lusaka) 
zu vermitteln. Die Überlegung Washingtons dabei 

21) S. Theodor Hanf, Konflikte im südlichen Afrika, in: 
Karl Kaiser und Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Weltpoli- 
tik. Strukturen - Akteure - Perspektiven, Bonn 1985 , 
Klaus Frhr. von der Ropp, Afrikas Süden im Zeichen 
der Pax Pretoriana, in: Außenpolitik, (1984) Oktober, 
S. 419-433. 
22) Einzelheiten bei Winrich Kühne, Südafrika und 
seine Nachbarn: Durchbruch zum Frieden?, Baden- 
Baden 1985, S. 34-41. 
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war, durch ein System dieser und weiterer frie- 
densstiftender Verträge das regionale Umfeld 
Südafrikas zu befrieden und so die Chance zu 
erhalten, auch die internen Probleme der Repu- 
blik Südafrika zu lösen. Der Vertrag von Nkomati 
beinhaltet die Verpflichtung der Regierungen in 
Maputo und Pretoria, die bisher geübte Politik 
der Destabilisierung der jeweils anderen Regie- 
rung aufzugeben. Pretorias Ziele aber waren an- 
dere. Ihm ginges um die Festschreibung seiner 
seit der Flucht der Portugiesen aus Afrika gefähr- 
deten Vorherrschaft im Süden des Kontinents. So 
bemühte man sich in Pretoria, zunächst vergeb- 
lich, auch mit Botswana und Lesotho Antisubver- 
sionsabkommen zu schließen. 

1. Das Interesse Pretorías an Aııtísubversíonsver- 
trägen 

Vieles spricht dafür, daß Maputo und Luanda, die 
allerdings über große Teile dieser somarxistischen" 
Volksrepubliken die Kontrolle verloren hatten, 
sich vertragstreu verhielten. Pretoria hingegen hat 
den Vertrag nicht eingehalten, denn Maputo hin- 
derte im Rahmen des ihm noch Möglichen den 
ANC daran, Mozambique weiter als Ausgangs- 
und Rückzugsbasis seiner Kriegführung in Süd- 
afrika zu benutzen , Pretoria hingegen unterstützte 
weiterhin den Kampf der Resisténcia Nacional 
Moçambicana (RNM). Es hatte deren Betreuung 
Anfang 1980 von dem gescheiterten rhodesischen 
Ministerpräsidenten lan Smith übernommen. Der 
letztere hatte die RNM Mitte der siebziger Jahre 
aus dem Kreis abgehalfterter militärischer und zi- 
viler Kollaborateure, sonstiger Gegner und ent- 
täuschter Anhänger der politisch siegreichen 
mozambiquanischen Befreiungsbewegung FRE- 
LIMO rekrutiert. Die RNM ist bis heute arm an 
programmatischen Aussagen; auch fehlt es ihr al- 
lem Anschein nach weitgehend an Befehlsstruktu- 
ren. In Verbindung mit der langjährigen Mißwirt- 
schaft Maputos ist es ihr jedoch gelungen, große 
Teile Mozambiques in einen Zustand bewaffneter 
Anarchie zu stürzen. Pretoria bemühte sich im An- 
schluß an die Unterzeichnung des Vertrages von 
Nkomati, nach Pretoria angereiste Unterhändler 
der FRELIMO und der RNM zu 99Friedensge- 
sprächen" zusammenzuführen. Diese scheiterten 
wohl an der mangelnden Bereitschaft der RNM, 
in eine von FRELIMO geführte Koalitionsregie- 
rung einzutreten. Dennoch respektiert Maputo 
den mit Südafrika geschlossenen Antisubver- 
sionsvertrag bis heute. 

Dasselbe tut das schwache Swaziland. Um so 
wichtiger wurden die Aktivitäten des ANC in 
Botswana und Lesotho. Daher konzentrierten sich 
die schwachen Streitkräfte Botswanas schon da- 

als darauf, die Aktivitäten des ANC und der 
namibischen SWAPO (wie übrigens auch der wie- 
der oppositionellen ZAPU Joshua Nkomos/Zim- 
babwe) zu kontrollieren 23)_ Die Spannungen zwi- 
schen Südafrika und Botswana gipfelten im Juni 
1985 in einem Angriff der South African Defence 
Forces (SADF) auf Dienststellen des ANC in Ga- 
borone 24). 99Gespräche über Sicherheitsfragen" 
führten dann Zwar nicht zum Abschluß eines An- 
tisubversionspaktes, jedoch zu einer Zusage Bo» 
tswanas, sich nach 99besten Kräften" zu bemühen, 
ANC-Guerilleros an der Durchquerung des Lan- 
des zu hindern. 
In Lesotho hatte sich der autoritär herrschende 
Ministerpräsident Leabua Jonathan von einem 
Günstling Pretorias zu einem Politiker entwickelt, 
der Südafrika sehr scharf angriff, Dienststellen 
des ANC ins Land holte und auch bei der Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen zu der 
UdSSR, der VR China und Kuba keine Rücksicht 
auf die Interessen Pretorias nahm. Anschlägen der 
von Südafrika aus operierenden Lesotho Libera- 
tion Array und Angriffen der SADF auf Dienst- 
stellen des ANC im Dezember 1982 und Ende 
1985 folgten im Januar 1986 rigorose Sicherheits- 
kontrollen an der Grenze Südafrikas mit Lesotho, 
die einer Wirtschaftsblockade nahe kamen. Die 
Regierung in Maseru, die seit langem unpopulär 
war, wurde daraufhin von den paramilitärischen 
Streitkräften des Landes unter Justin Lekhanya 
im Januar 1986 gestürzt. Der seither regierende 
Militärrat hat mit der Politik Jonathans gebro- 
chen. Die Angehörigen des ANC wurden des Lan- 
des verwiesen , die Zeit der Nadelstiche gegen Pre- 
toria ist beendet. Auch im übrigen wird Maseru 
die ihm von Pretoria zugedachte Rolle spielen 
müssen. 

2. Die südafrikanische SWA/Namibia-Politik 

Das angolanisch-südafrikanische Truppenent- 
flechtungsabkommen von Februar 1984 (S9Vertrag 
von Lusaka") sah die Rückführung der damals in 
Angola stationierten Einheiten der SADF in das 
nach wie vor von Südafrika besetzte Südwest- 
afrika (SWA)/Namibia vor. Es wurde erfüllt. Bei 
einer SWA/Namibia-Konferenz 25) wurde im Mai 
1984 in Lusaka der bislang letzte erfolgverspre- 
chende Versuch unternommen, SWA/Namibia in 

23) S. dazu ,,Botswana and South Africa/The View from 
across the Border", in: Indicator SA/Regional Monitor, 
Januar 1985, S. 13. 
24) Dazu Patrick Laurence, Out on the Border/Bots- 
wana, BophutaTswana and the ANC, in: Indicator 
SA/Rural and Regional Monitor, Winter 1985. 
25) Dazu detailliert ,,The Lusaka Talks and Prospects 
for Namibian Independence", Background Briefing 
No. 17 des SAIIA, Braamfontein/SA 1984. 
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die international anerkannte Unabhängigkeit zu 
führen, dieses Vorhaben mißlang. Denn Süd- 
afrika, das von der übergroßen Stärke der SWAPO 
in SWA/Namibia weiß und sich vor ihr aus innen- 
politischen (!) Gründen fürchtet, war nicht bereit, 
zur Ermittlung einer neuen Regierung für SWA/ 
Namibia freie Wahlen zu veranstalten. Es strebte 
statt dessen für Windhoek die Bildung einer Re- 
gierung der nationalen Versöhnung an, der außer 
der SWAPO Repräsentanten der schwachen soin- 
ternen" Parteien angehören sollten. Für Vertreter 
der letzteren hatte Pretoria die Ressorts für innere 
und äußere Sicherheit vorgesehen. Pretoria schei- 
terte, da die SWAPO auf der Implementierung 
des in UN-SR-Res. 435 niedergelegten Planes zur 
Entlassung SWAs/Namibias in die Unabhängig- 
keit bestand. Er sieht bekanntlich die Abhaltung 
allgemeiner freier Wahlen (one-man-one-vote) vor. 
Einmal mehr war es Pretoria also gelungen, sich 
gegen die Realisierung dieses Planes zur Wehr zu 
setzen. Er war in der Zeit von März 1977 bis Sep- 
tember 1978 von den in der 99Kontaktgruppe" 
auftretenden Staaten USA, Bundesrepublik 
Deutschland, Großbritannien, Frankreich und 
Kanada erarbeitet worden. 
Der erneute Erfolg Südafrikas läßt die Frage stel- 
len, was Pretoria befähigte, hier über Jahre eine 
Politik der Obstruktion zu betreiben. Es war nicht - wie SWAPO, ANC/PAC, OAU u. a. immer 
wieder behaupten - eine 99rassistische Verschwö- 
rung" der führenden Westmächte mit Südafrika. 
Vielmehr scheiterte die westliche Politik daran, 
daß ihre seinerzeitigen Initiatoren, die damaligen 
Regierungen in Washington und Bonn, die Kräfte 
der Beharrung in Pretoria übersahen. Drei Ge- 
schehnisse mögen diese These belegen: Die 
vwFünf", bei denen sich London und Paris gegen 
Washington, Bonn und Ottawa nicht durchzuset- 
zen vermochten, ignorierten vier Jahre lang die 
von Pretoria favorisierten und daher bedeutsa- 
men internen Parteien. Sie sahen sich aus Furcht 
vor Gegensanktionen außerstande, Südafrika mit 
Hilfe von Zwangsmaßnahmen zum Nachgeben zu 
zwingen. Am verhängnisvollsten aber war, daß 
die für die Formulierung der Afrikapolitik in 
Washington, Bonn (und Ottawa) zuständigen Ver- 
antwortlichen politisch nicht zwischen dem 
SWA/Namibia- und dem Südafrika-Konflikt un- 
terschieden. Die Lösung, die man damals für 
SWA/Namibia gefunden zu haben glaubte (one- 
man-one-vote in einem Staat), sie sollte auch für 
Südafrika Modellcharakter haben 26)_ So waren 

`6) Hinweise auf entsprechende Außerungen von An- 
drew Young, Walter Mondale und Hans-Dietrich Gen- 
scher finden sich bei Klaus Fuhr. von der Ropp, Chan- 
cen eines Neubeginns im südlichen Afrika, in: Die In- 
ternationale Politik 1981/82, Bonn 1984, S. 287-›307 
(290-292). 

die Initiatoren der neuen westlichen SWA/Nami-› 
bis-Politik zugleich auch ihre Totengräber. 

Crockers viel gescholtene Politik des soCuban 
linkage", d. h. die Verknüpfung der Implementie- 
rung der UN-SR Res. 435 mit dem Abzug der ca. 
25 000 kubanischen Soldaten aus Angola, war da- 
gegen nur der (fehlgeschlagene) Versuch, den 
UN-Plan doch noch zum Erfolg zu führen. So 
aber tritt der Krieg um SWA/Namibia jetzt in das 
dritte Jahrzehnt. Wo dies erforderlich ist, dringen 
die SADF bei der Bekämpfung der People"s 
Liberation Array of Namibia (PLAN) der 
SWAPO wieder nach Angola ein. Seit Juni 1985 
schließlich amtiert in Windhoek abermals eine 
von Pretoria eingesetzte soÜbergangsregierung". 
Sie rekrutiert sich, wie ihre von 1980 bis 1983 
esregierende" Vorgängerin, aus Vertretern der in- 
ternen Parteien. Sie ist jedoch noch schwächer als 
diese und entsprechend erfolglos. 

3. Zur Rolle Südafrikas in Angola und Zimbabwe 

Bekanntlich unterstützt Südafrika in Angola die 
seit eh und je gefolgschaftsstarke Befreiungsbe- 
wegung UNITA27) in deren Kampf gegen die 
von den Sowjets und den Kubanern in Luanda 
an die Macht gebrachte und dort gehaltene 
99marxistische" Regierung. Es heißt, daß nur 
die Unterstützung durch die SADF die Gueril- 
leros der UNITA im Herbst 1985 vor einer 
vielleicht entscheidenden Niederlage gegen 
die von kubanischen und sowjetischen Militärs 
unterstützten Streitkräfte der Regierung bewahrt 
habe. 

Der Besuch, zu dem Präsident Ronald Reagan 
Jonas Savimbí, den Präsidenten der UNITA, im 
Januar 1986 empfing, war allem Anschein nach 
der Auftakt zu einer neuen amerikanischen An- 
gola-Politik: Auch die USA werden UNITA jetzt 
militärisch und anderweitig unterstützen 28). Es 
bleibt abzuwarten, wie sich diese Neuorientierung 
auf das langjährige Bemühen Crockers auswirkt, 
die heute in Luanda herrschende MPLA und die 
UNITA zur Bildung einer Koalitionsregierung zu 
bewegen. 

Weit verbreitet ist die Behauptung, Südafrika ma- 
che sich die Spannungen zwischen den Parteien 
ZAPU und ZANU in Zimbabwe zu Nutzen. Be- 
wiesen ist hier allem Anschein nach nichts. Jedoch 
bietet die Regierung Robert Mugabes (ZANU) 
mit ihrer Politik der zwangsweisen Umwandlung 

27) Dazu ,,UNITA - Twenty Years On", Background 
Briefing No. 28 des SAIIA, Braamfontein/SA 1986. 
za) S. Martin Schiimer (Anm. 6), S. 24-26. 
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des Landes in einen autoritär geführten Einpar- 
teienstaat 29) Pretoria ideale Chancen der Einmi- 
schung. Diese Schwäche Zimbabwes mag mitur- 
sächlich für die Bereitschaft Harares gewesen 
sein, Ende 1985 mit südafrikanischen Militärs 

99gemeinsam interessierende Sicherheitsfragen" zu 
besprechen. Auch die Regierung Zimbabwes 
weiß, daß auf absehbare Zeit kein Staat im südli- 
chen Afrika die Sicherheitsinteressen Pretorias 
ungestraft mißachten kann. 

III. Wohin bewegt sich die Republik Südafrika? - Einige Anmerkungen 
zu ihrer inneren Situation 

Noch beherrscht das bevölkerungsarme weiße 
Südafrika dank seines viel höheren Entwicklungs- 
niveaus seine Nachbarn. Seit knapp zwei Jahren 
stellt sich jedoch auch ihm in Sympathie begeg- 
nenden Beobachtern die Frage nach der inneren 
Stabilität der Republik am Kap. Bekannt wurden 
hier insbesondere die Zweifel der Geschäftswelt: 
Ausländische und, diese allerdings it deutlichen 
Abstrichen, inländische Wirtschaftsführer verlan- 
gen jetzt fundamentale Veränderungen im Politi- 
schen. Sie fordern von der Regierung P. W. Botha 
Reformen, die diese nicht zu leisten vermag. Dar- 
über sollten auch die Zusagen Bot fas aus jüngerer 
Zeit, etwa die Anerkennung einer Staatsbürger- 
schaft für alle Südafrikaner und die 99Abschaffung 
der ,outdated° Apatheid", nicht hinwegtäuschen. 
Er ist nämlich immer noch der Mann irreführen- 
der oder vernebelnder Worte, der im Politischen 
nur zu semantischen Veränderungen bereit ist. 
Allerdings muß berücksichtigt werden, daß man 
in Pretoria it sehr guten Gründen befürchtet, 
eine Beteiligung der Schwarzen an der zentralen 
staatlichen Macht in eire ungeteilten Südafrika 
werde nur die Vorstufe zur Übernahme aller 
Macht durch sie sein. Wer dem schwarzen Süd- 
afrika zuzuhören versteht - eine im Ausland 
nicht sonderlich verbreitete Fähigkeit -, dem ist 
klar, daß eher mehr denn weniger als 95 v. H. der 
weißen Afrikaner nach dem Verlust der politi- 
schen Macht das Land werden verlassen müs- 
sen 30). Es gibt daher wohl keine friedliche Lösung 
des Südafrika-Konflikts. 
Diese Erkenntnis läßt ausländische Unternehmen 
neuerdings sehr vorsichtig auftreten. Deutlich 

29) Eine solche Entwicklung war zu erwarten, s. Klaus 
Fifi. von der Ropp, Zimbabwe - eine Chance it Ro- 
bert Mugabe, in: AuBenpolitik, (1980) April, 
S. 167-179 (174,. 179). S. water ,,Zimbabwe: The one 
Party State Issue", in: Background Briefing No. 27 des 
SAIIA, Braamfontein/SA 1986. 
30) Anders a s  v i l e  seiner auslandischen Kritiker nimmt 
der weil3e Afrikaner ernst, was N. W. Mandela (,,Sanc- 
tions - only peaceful way to save many lives", The Star 
vom 9. April 1986) in eire Interview aufierte: ,,Power 
belongs to the people, the country belongs to the natives 
of this land. Those with black skin, black hands -- they 
will determine how that power is shared, and not the 
other way round". 

wurde dies u. a. an der Weigerung ausländischer 
Banken, die sich im Sommer 1985 unter Führung 
amerikanischer Geldinstitute weigerten, it den 
in einer Liquiditätskrise befindlichen Schuldnern 
ein Umschuldungsabkommen zu schließen. Frü- 
her waren solche Vereinbarungen routinemäßig 
geschlossen worden. Die Folge war ein selbst ver- 
kündetes Auslandsschulden-Moratorium Preto- 
rias. Nur so konnte der Fall des Rand ins Uferlose 
aufgehalten werden. Die südafrikanische Wäh- 
rung hatte nämlich während der vorangehenden 
zwei Jahre gegenüber wichtigen westlichen Wäh- 
rungen bereits 60 v. I~l. ihres Wertes verloren. 
In der Folgezeit bemühte sich it Fritz Leutwiler 
ein früherer Präsident der Schweizerischen Natio- 
nalbank um eine Regelung für die Rückzahlung 
der Forderungen von 30 Gläubigerbanken. Nicht 
nur die starkem innenpolitischen Druck ausge- 
setzten amerikanischen Banken drängten hier auf 
einen wirklichen politischen Wandel. Gefordert 
wurde insbesondere die Teilhabe der schwarzen 
Mehrheit (73 v. H. der südafrikanischen Gesamt- 
bevölkerung) an der politischen Macht. Dazu ist 
man jedoch in Pretoria, wie ausgeführt, nicht be- 
reit. Die Mission Leutwilers mußte jedoch auch 
daran scheitern, daß er es ablehnte, it den ANC- 
Verantwortlichen zusammenzutreffen 3'). Es ist 
nicht ersichtlich, wie - wie jetzt geplant - ein 
Umschuldungsabkommen im Frühjahr 1987 ge- 
schlossen werden soll. So wird teils legal, teils 
illegal Kapital aus Südafrika abgezogen werden. 
Und neues Kapital wird nur in wenigen Ausnah- 
mefällen, etwa um den Konkurs eines Unterneh- 
mens zu vermeiden, ans Kap ließen. Die Folge 
wird ein weiteres Anwachsen schwarzer und auch 
brauner Arbeitslosigkeit und damit des ohnehin 
sehr großen Unruhepotentials sein. 
Das revoltierende schwarze (und teils auch 
braune) Südafrika, darunter auch viele führende 
Vertreter des Ende 1985 gegründeten Congress of 
South African Trade Unions (Cosatu), begrüßt 
gleichwohl die Verhängung solcher 99privater" 
Sanktionen. Auch im übrigen läßt es wenig unver- 

31) so 

21. Februar 1986, S. 37-42 (37). 
Botha will Reformen", in: Wirtschaftswoche vom 
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sucht, ausländische Unternehmen für die Dauer 
seines Kampfes zum Rückzug zu veranlassen. So- 
lange die westlichen Regierungen nicht, wie jetzt 
unter Verstoß gegen das südafrikanische Straf- 
recht von Namzamo („Winnie") Mandela und 
Erzbischof Desmond Tutu gefordert wurde, mas- 
sive Sanktionen gegen Pretoria verhängen, wer- 
den die schwarzen Revolutionäre diesen Weg ge- 
hen. 

1. Das schwarze Südafrika in seiner neuen Rolle 

Schwarzer Widerstand gegen Apartheid und für 
eine Herrschaftsumkehr präsentiert sich heute auf 
vielen Ebenen 32): Unruhen in schwarzen und ver- 
einzelt auch braunen 99townships" 33) (Vorstädte), 
Unterrichtsboykotte von Schülern und Studenten 
(nliberation erst - education later"), Boykotte 
91weißer" Geschäfte, politisch motivierte Arbeits- 
niederlegungen und Streiks 34), bewaffnete An- 
schläge im soweißen" Südafrika und auch in den 
von Pretoria für unabhängig erklärten Reserva- 
ten, die Politisierung des Lebens sehr vieler 
schwarzer und nicht weniger brauner Kirchenge- 
meinden 35) u. a. 
Das alles hat in jüngerer Zeit zu einer enormen 
Aufwertung des internationalen Status des ohne- 
hin bedeutsamen ANC und der ihm nahestehen- 
den, von Pretoria bislang geduldeten United De- 
mocratic Front (UDF) geführt. So trafen sich zu- 
nächst südafrikanische Industrielle im Herbst 
1985 in Luangwe/Zambia mit der Spitze des ANC 
unter seinem amtierenden Präsidenten Oliver 
Tambo. Ein kurz darauf veröffentlichter Beitrag 
Gavin Rellys, des Vorstandsvorsitzenden der 
Anglo-American Corporation of South Africa, in 
einer amerikanischen Tageszeitung 36) verdeut- 

32) S. zu alledem den klugen Aufsatz von Gerd Dieter 
Bossen und Lawrence Schlemmer, Südafrika - Wandel 
oder Revolution?, in: Europa Archiv, (1986) Mai, 
S. 247-256. 
33) Lawrence Schlemmer, South Africa's Urban Crisis, 
und ders., Township Unrest as Seen by Township Resi- 
dents, in: Indicator SA/Political Monitor, (1985) Januar, 
S. 1-6 bzw. S. 7-10, Patrick Laurence, The Collapse 
of Indirect Rule, ebd., S. 11-14, Beatrice Hollyer, Tar- 
gets of Contrast, in: Frontline, (1985) April, S. 9-12. 
34) S. Graham Howe, The Stayaway Strikes of 1984, in : 
Indicator SA/Urban Monitor, Januar 1985, S. 1-5. 
ss) Statt vieler anderer s. Frank Chikane, Bible Study 
a d  Theological Reflection, in: South African Outlook, 
(1985) Mai, S. 76-77; Ch. F. Beyers Naudé, Church in 
the struggle for liberation a d  Independence, in: South 
African Outlook, (l985) März, S. 37-40. S. weiter die 
regelmäßige Berichterstattung in der.in Johannesburg 
erscheinenden Zeitschrift des SACC, Ecunews. 
36) InSouth Africa: A Time for Patriotism", in: The Wa- 
shington Post vom 24. September 1985, S. A 21. Gavin 
Relly ist einer jener südafrikanischen Industrieführer, 
die schon vor Jahren die Frage aufgeworfen haben, ob 
es der Schaffung eines soAfrikaner-Israel", eines weiß- 

lichte, daß die Teilnehmer an diesem Gespräch 
auch im Politischen durch einen tiefen Graben 
getrennt waren. In der sonstigen westlichen und in 
der südafrikanischen Presse wurde das häufig 
nicht deutlich ausgesprochen. Den Wirtschafts- 
führern folgten Besuchergruppen der liberalen 
Oppositionspartei Progressive Federal Party, Ver- 
treter der Kirchen, Vertreter der in Cosatu zusam- 
mengeschlossenen Gewerkschaften u. a., sie alle 
trafen in Zambia mit Vertretern des ANC zusam- 
men. Ihnen folgten bezeichnenderweise keine De- 
legationen der immer noch sehr gefolgschaftsstar- 
ken INKATI-IA-Bewegung Gatsha Buthelezis 37), 
der im National Forum zusammengeschlossenen, 
dem Pan Africanist Congress (PAC) nahestehen- 
den Organisationen des Schwarzen Bewußtseins, 
und auch keine Delegation der Regierung in Pre- 
toria. Den ersteren macht der ANC - übrigens 
ein wichtiges Indiz für sein Demokratieverständ- 
nis - die Existenzberechtigung oder sogar die 
Existenz streitig. Und dem ganz unverzichtbaren 
Dialog Pretorias mit dem ANC steht (noch) die 
beiderseitige Forderung entgegen, die jeweils an- 
dere Seite müsse zuvor auf die Anwendung von 
Gewalt verzichten. Dazu aber sind beide Seiten 
derzeit nicht bereit. 

Vor allem an den Unruhen in vielen schwarzen 
Vorstädten wird heute deutlich, daß das schwarze 
Südafrika jetzt Mittel und Wege gefunden hat, 
Pretoria Paroli zu bieten. Selbst der im Oktober 
1984 erstmals bekanntgegeben Einsatz der süd- 
afrikanischen Verteidigungskräfte (SADF) in die- 
sen Städten und die zeitweilige Verkünduhg des 
Notstandes in Teilen des Landes haben nicht zu 
verhindern vermocht, daß die häufig noch sehr 
jungen Revolutionäre manches ihrer Ziele er- 
reichten. So gelang es ihnen, ganze Vorstädte un- 
regierbar zu machen. Deren Befreiung begann mit 
der Vertreibung oder Liquidierung der schwarzen 
Stadträte, Polizisten, Informanten und sonstigen 
Kollaborateuren. Auch wer von den übrigen Be- 
wohnern der Vorstädte sich den häufig rabiaten 
Befehlen der Revolutionäre widersetzte, etwa 
Käufer-Boykotte mißachtete, der bekam die revo- 
lutionäre Rechtsprechung von Volksgerichten in 
ihrer brutalen Härte zu spüren. Inzwischen haben 
Straßen-Komitees in mancher Vorstadt die Auf- 
gaben der früheren Stadtverwaltungen übernom- 
men, dies etwa im Polizeiwesen, beim Einziehen 

afrikanischen ,,toevlugsoord" bediirfe, um den WeiBen 
ihre Existenzangst zu nehmen , s. dazu die Johannesbur- 
get Sunday Times vom II. Mai 1986: Tertius Myburgh, 
Why a scheme from the odd-ball right is now getting 
serious attention. 
37) Dazu u. a. Gerd Dieter Bossen und Klaus Fifi. von 
der Ropp, Bonn and Pretoria: Some German Proposals 
for a more Constructive Relationship, in: South Africa 
International, (1984) Juli, S. 11-18. 
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der Mieten und wohl auch im Schulwesen. Hier ist 
Pretoria bislang ohnmächtig. 

Es sind wohl weniger ANC und PAC, die diese 
Aufstände organisieren, sie werden vielmehr 
überwiegend von autonomen, der UDF verbun- 
denen Gruppen Jugendlicher getragen. Für die 
meisten dieser Gruppen ist allerdings der ANC 
das Symbol des schwarzen Befreiungskampfes 
schlechthin. Hinter der Fassade des Kampfes ge- 
gen Pretoria endet eine Fülle weiterer Auseinan- 
dersetzungen statt. Es werden viele alte und neue 
Rechnungen beglichen: Im östlichen Kap bekrie- 
gen sich ANC/UDF- und PACK/NF-Gruppen im 
Kampf um die Macht in einer künftigen Volksre- 
publik Azania. Im Raum Durban ringen Gruppen 
INKATI-lAs und solche von ANC/UDF um die 
Vormacht unter den schwarzen Südafrikanern. 
Die erzwungene Ineffizienz von Teilen der Polizei 
begünstigt die Begehung auch schwerster Strafta- 
ten, da diese häufig nicht mehr geahndet werden. 
Tribalistische Auseinandersetzungen vor allem 
zwischen Xhosas und Zulus machen Schlagzeilen : 
ebenso Kämpfe zwischen Schwarzen und Indern. 

Gerade die zuletzt erwähnten Auseinandersetzun- 
gen lassen die Frage aufkommen, welche Glaub- 
würdigkeit die Äußerungen von ANC und UDF 
haben, in denen von dem Erfordernis gesprochen 
wird, in Südafrika eine 99nicht-rassische Demo- 
kratie" einzuführen. Denn was die schwarzen und 
die indienstämmigen Südafrikaner anbelangt, so 
trennt sie viel mehr als sie eint. 

Wenn sich Oliver Tambo in einem Interview mit 
einer südafrikanischen Tageszeitung und in einem 
Vortrag vor der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn 
unter Berufung auf die Französische und die 
Nordamerikanische Revolution zum System einer 
liberalen Demokratie bekennt 38), so wird der 
Sachkundige seinen Worten keinen Glauben 
schenken können. Nur eine sehr oberflächliche, 
allerdings ebenso weit verbreitete Betrachtungs- 
weise wird verkennen, daß es sich bei dem Süd- 
afrika-Konflikt um weit mehr als um eine ras- 
sische und soziale Auseinandersetzung handelt. In 
Südafrika begegnen sich zwei politisch völlig un- 
terschiedliche, miteinander nicht kompatible poli- 
tische Kulturen. Das weiße und zumindest Teile 
des braunen Südafrikas wollen für sich eine west- 
liche demokratische, pluralistische Ordnung. Das 
schwarze Südafrika hingegen wird sich, nicht an- 
ders als das übrige schwarze Afrika in den zurück- 
liegenden 25 Jahren, entsprechend seinen eigenen 
Werten in einer ihm gemäßen Form staatlich or- 

38) Cape Times vom 4. November 1985, S. 9: 99A conver- 
sation Voith Oliver Tambo of the ANC". Der Vortrag vor 
der FES vom 8. April 1986 liegt bislang nur als hektogra- 
phiertes Manuskript vor. 

ganisieren. Es wird mit Sicherheit den Weg gehen, 
den jetzt Zimbabwe nimmt. , 

Insbesondere die von einem afrikaansen (!) Ver- 
lagshaus verlegte Johannesburger Wochenzeitung 
City Press hat im Sommer 1985 immer wieder von 
schweren Verbrechen, darunter zahlreichen Mor- 
den, berichtet, die in den Vorstädten eingesetzte 
Soldaten und Polizisten dort begangen hatten. 
Auch machten immer wieder Vorfälle Schlagzei- 
len, bei denen die staatlichen Ordnungskräfte 
Aufständische durch Schüsse in den Rücken töte- 
ten. Das Parlament in Kapstadt hat die Polizisten 
und Soldaten des Regimes inzwischen durch eine 
Gesetzesinitiatíve von jeder zivil- und strafrechtli- 
chen Verantwortung freigestellt. Die Folge war 
eine weitere Polarisierung zwischen den Bewoh- 
nern der Vorstädte und den als Besatzern empfun- 
denen Soldaten und Polizisten. 
Diese Vorkommnisse sind der Hintergrund, vor 
dem die Äußerung N. Winnie Mandelas von April 
1985 zu sehen ist, das schwarze Südafrika werde 
sich mit Hilfe von Streichhölzern und 99I-Ialsket- 
ten" (99necklaces") befreien. Sie spielte damit auf 
jene auch im Ausland gezeigten Fernsehfilme an, 
die zeigten, wie angeblichen Kollaborateuren Au- 
toreifen über den Körper gezogen, mit Benzin 
übergossen und angezündet wurden. Solche 
99Halsketten" zieren inzwischen auch den in der 
nahe Johannesburg gelegenen Vorstadt Alex- 
andra eingerichteten Volksgerichtshof. Die revo- 
lutionäre Gewalt ist natürlich nicht minder brutal 
als die Pretorias. Verwunderlich ist nur, weshalb 
die Bekenntnisse von ANC und UDF zur Gewalt- 
losigkeit im Westen immer noch geglaubt werden. 
In etlichen schwarzen Vorstädten haben sich 99vi- 
gilante" Gruppen zur Bekämpfung des revolutio- 
nären Terrors gebildet3°). Auch sie scheinen in 
der Wahl ihrer Mittel wenig wählerisch. Eine neue 
Dimension werden die Kämpfe erreichen, wenn 
die Revolutionäre aus den Vorstädten in die 
weißen Städte vordringen. Dies schien schon bei 
den Unruhen in der Umgebung von Kapstadt und 
auch in Alexandra 1985/86 möglich. Hinter dem 
dann zu erwartenden Widerstand werden nicht 
nur die Milizen (99Brandwag") der faschistischen 
99Afrikaner Weerstandsbeweging" stehen. Denn 
das gesamte weiße und große Teile des gemischt- 
rassigen und indienstämmigen Südafrikas haben 
vor der Herrschaft des schwarzen Südafrikas 
Angst. Sie werden sich mit allen Mitteln zur Wehr 
setzen; 

Auch die politischen Streiks vor allem des schwar- 
zen Südafrikas bedrohen die weiße Herrschaft. 
Manches wird für die Zukunft davon abhängen, 

39) S. dazu Anm. 32. 

B 29-30 52 



ob es Cosatu gelingt, über ihre ca. 500000 Mitglie- 
der hinaus weitere Unterstützung zu finden. Ein 
Problem wird sein, daß der dem PAC/NF ver- 
bundene Council on Unions of South Africa 
(Cusa) Cosatu nicht beigetreten ist. Dasselbe gilt 
für die neu geschaffene Gewerkschaftsbewegung 
INKATI-IAs, die United Workers' Union of 
South Africa (Uwusa). Alle Gewerkschaftsver- 
bånde verstehen sich auch als Repräsentanten po- 
litischer Interessen. Die politischen Streiks vom 
November 1984, vom 1. Mai und von Mitte Juni 
1986 haben deutlich gemacht, welch mächtiger 
Gegner Pretoria hier entstanden ist. 
Vor wenigen Jahren traten die im South African 
Council of Churches (SACC) organisierten prote- 
stantischen Kirchen und die Southern African Ca- 
tholic Bishops' Conference mit einer viel beachte- 
ten Dokumentation über die Abschiebung (99relo- 
cation") 99unproduktiver" oder sonicht mehr pro- 
duktiver" Schwarzer in die Reservate hervor 4°). 
Sie wurde im März 1984 von einer ökumenischen 
Delegation südafrikanischer Geistlicher u. a. in 
der Bundesrepublik Deutschland vorgestellt. Mit- 
glieder der Delegation zogen dabei Parallelen zwi- 
schen diesen Aspekten der Apartheid und der Po- 
litik der Vernichtung in- und ausländischer Juden 
im Dritten Reich*"). Wer die Rolle der südafrika- 
nischen Kirchen im heutigen Ringen um Süd- 
afrika richtig einschätzen will, der muß berück- 
sichtigen, daß nur eine sehr kleine Zahl weißer 
Protestanten und Katholiken hinter dieser und 
vergleichbaren Dokumentationen steht. Die übri- 
gen Mitglieder der im SACC organisierten weißen 
Gemeinden wie auch der weißen Gemeinden der 
Katholiken sehen den Südafrika-Konflikt nicht 
anders als die weißen (und viele braune) Mitglie- 
der der Niederländisch Reformierten Kirchen. Es 
sollte nicht übersehen werden, daß auch diese 
weißen Christen mehrheitlich die Nasionale Party 
van Suid Afrika des Staatspräsidenten P. W. Bo- 
tha wählen. 

Aus unerfindlichen Gründen wird dies selbst in 
kirchlichen Kreisen auch der Bundesrepublik 
häufig nicht gesehen. Selbst die rassisch integrier- 
ten Kirchen (Anglikaner, Methodisten, Katholi- 
ken u. a. ) sind faktisch entlang der Rassengrenze 
tief' gespalten. Immerhin waren es Mitglieder die- 
ser Kirchen, die Anfang 1980 in Hammanskraal/ 
Transvaal erstmals von dem Erfordernis der 
Gründung einer überkonfessionellen Bekennen- 
den Kirche, einer Kirche des Protestes und der 

40) ,,Relocations/The Churches' report on forced remo- 
vals in South Africa", Johannesburg 1984. 
41) S. ,,Report of the Delegation Representing the South 
African Council of Churches and the Southern African 
Catholic Bishops' Conference Reporting on Relocations 
in South Africa . . .", Johannesburg 1984. 

Befreiung sprachen. Die Wahl Desmond Tutus 
zum Erzbischof von Kapstadt und damit zum 
Oberhaupt der Anglikanischen Kirche wird, wenn 
er weiterhin zu wirtschaftlichen und sonstigen 
Sanktionen gegen Pretoria aufruft, seine Kirche 
vor eine Zerreißprobe stellen. Dasselbe gilt für 
alle anderen Kirchen, deren Repräsentanten bei 
der Nationalkonferenz 1985 des SACC einer Poli- 
tik des 99Desinvestment und ähnlichen wirtschaft- 
lichen Drucks" das Wort redeten. Die Schwarzen 
befürworten eine solch harte Linie, von Seiten der 
Weißen tut dies kaum jemand. Was die Braunen 
anbelangt, so ist nicht recht zu ermitteln, wohin 
die Mehrheit tendiert. 
Viel Zündstoff enthält auch das kürzlich verab- 
schiedete „KAIROS-Dokument" 42). Einzelne 
Mitglieder wohl aller Konfessionen bekennen 
sich darin in einer überaus deutlichen Sprache zur 
Theologie der Befreiung. Der weiße Christ, 
gleichgültig ob Mitglied einer der SACC-Kirchen 
oder einer der Niederländisch Reformierten (99bu- 
rischen") Kirchen oder Katholik liest es in Furcht 
vor der Herrschaft der so gefolgschaftsstarken 
schwarzen Revolutionäre. Wie gespannt das Ver- 
hältnis zwischen Christen unterschiedlicher rassi- 
scher Zugehörigkeit in Südafrika in der Regel ist, 
mag sich auch aus dem Umstand erhellen, daß es 
selbst in katholischen Klöstern immer wieder zu 
offenbar kaum überwindbaren Spannungen zwi- 
schen Schwarz und Weiß kommt. 

2. Überlegungen zu möglichen weíßafríkanischeıı 
Rückfallpositíonen 

Getreu dem 1978 ausgegebenen Wahlspruch 
99Adapt er die" hat die Regierung Pieter Willem 
Bot fas seither eine Fülle bedeutsamer Änderun- 
gen beschlossen: die Zuerkennung der Tariffähig- 
keit an schwarze Gewerkschaften, die Abschaf- 
fung des den Schwarzen besonders verhaßten 
Paßwesens (99influx control", 99dompas") und 
seine Ersetzung durch eine im einzelnen noch 
nicht bekannte Politik der 99ordern urbanisa- 
tion", die Aufhebung des Verbots mehrrassiger 
politischer Parteien, die Zulassung schwarzer 
Erbpacht und demnächst vielleicht auch schwar- 
zen Grundstückseigentums im 99weißen" Süd- 
afrika; die Abschaffung der gesetzlich veranker- 
ten 99ob reservation", die Aufhebung des Verbots 
der Eheschließung zwischen Weißen und Nicht- 
Weißen sowie des Verbotes geschlechtlicher Be- 
ziehungen über die Rassengrenzen hinweg, die 
Bereitschaft, 99Coloureds" und 99Inder" in aller- 

42) Das KAIROS-Dokument/Eine Herausforderung an 
die Kirche/Ein theologischer Kommentar zur politi- 
schen Krise in Südafrika, EM W-Informationen, Ham- 
burg, Oktober 1985. 
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dings noch nicht nennenswerter Form in das poli- 
tische System der Weißen aufzunehmen 43); die 
Bereitschaft, auf lokaler und regionaler Ebene im 
99weißen" Südafrika auch die schwarzen Südafri- 
kaner an der politischen Macht zu beteiligen; die 
Abschaffung der Rassenschranken in weiten Tei- 
len des Hotel- und Transportwesens u. a. Alle 
diese Reformen haben allerdings die Substanz 
weißafrikanischer staatlicher Macht nicht angeta- 
stet. 

Ließe man dem Konflikt freien Lauf, so wäre sein 
Ergebnis wahrscheinlich die Zweiteilung des Lan- 
des in der Art, wie sie zwischen Indien und Paki- 
stan, Israel und Jordanien und auf Zypern in der 
Vergangenheit zustande gekommen ist. 
Zweiteilung als Ergebnis oder doch als Alterna- 
tive zum Holocaust, das waren die Kommentie- 
rungen u. a. der südafrikanischen Experten Fre- 
derik Van Zyl Slabbert und David Welsh sowie 
des Amerikaners C. L. Sulzberger 44) zu den zu- 
nächst in Deutschland und dann in Südafrika ver- 
öffentlichten Modellen einer Zweiteilung Südafri- 
kas 45). Den damals auch publizierten detaillierten 
Landkarten ist zu entnehmen, daß Pretoria bereits 
vor langem daran gegangen war, im westlichen 
Kap, dem weiß/braunen Rumpfstaat, ein unab- 
hängiges Infrastrukturnetz zu entwickeln. 
Trotz der unstreitig schlechten Voraussetzungen 
haben in- und ausländische Wissenschaftler, da- 

runter vor allem die Niederländer Arend Lijphart 
und Gerda Vierdag, die Deutschen Theodor Hanf 
und Heribert Weiland sowie die Südafrikaner 
Lawrence Schlemmer, Frederik Van Zyl Slabbert 
und David Welsh den Versuch gemacht, für ein 
ungeteiltes Südafrika ein System des gemeinsa- 
men Herrschens aller Bevölkerungsgruppen 
(99Herrschen Kraft Konsensus", 99Permanente 
Große Koalition", 99Konkordanzdemokratie") zu 
entwickeln 46), Es spricht vieles dagegen, daß es so 
gelingen wird, um dies mit den Worten Helmut 
Gollwitzers 47) zu sagen, 97die Befreiung der 
weißen Minderheit in Südafrika von ihrer (Exi- 
stenz-)Angst als einem psychologisch zentralen 
Problem" zu bewirken. 
Weiße Sicherheit ist der Schlüssel zu schwarzer 
Freiheit. Wie kann weiße Sicherheit erreicht wer- 
den? Vielleicht hat Arend Lijphart in seinem jüng- 
sten Werk die Antwort gegeben *'8): Bevor im übri- 
gen Südafrika ein konkordanzdemokratisches Sy- 
stem eingeführt wird, wird das westliche Kap aus 
der heutigen Republik Südafrika ausgegliedert. Es 
wird nämlich den weißen und braunen Afrika- 
nern als Fluchtburg vorbehalten sein. Zu ergänzen 
ist, daß die Grenzen dieses Rumpfstaates durch 
die Anrainer und die führenden Westmächte zu 
garantieren sind. Letzteres ist wohl am ehesten 
durch die Aufnahme des weiß/braunen Rumpf- 
staates in die westliche Allianz zu erreichen. 

sung der Republik Südafrika 
nach 99Southminster" in: Verfassung und Recht ın 

43) Dazu Klaus Frhr. von der Ropp, Die neue Verfas- -- Von soWestmihster" 

Übersee, (1984) 2, s. 194-21 1. 
44) Fredrik Van Zyl Slabbert/David Welsh, South 
Africa's Options. Strategies for Sharing Power, Cape 
Town 1984, S. 169; C. L. Sulzberger in: The New York 
Times vom 10. August 1977, S. A 19 (11Eluding the 
Last Ditch") und International Herald Tribune vom 
10. August 1977, S. 4 (soStaying out of the Last Ditch"). 
45) Jürgen Blenck/Klaus Fuhr. von der Ropp, Republik 
Südafrika: Teilung als Ausweg?, in: Außenpolitik, 
(1976) Juli, S. 308-324; dies., Republic ofSouth Africa : 
Is Partition a Solution?, in: SA Journal of African 
Affairs, (1977) 1, S. 21-32; Klaus Frhr. von der Ropp, 
Globalteilung als Strategie friedlichen Wandels in 
Südafrika, in: Stiftung Wissenschaft und Politik (Hrsg.), 
Polarität und Interdependenz, Baden-Baden 1978, 
S. 411-431 ; ders., Is Territorial Partition a Strategy for 
Peaceful Change in South Africa?, in: International Af- 
fairs Bulletin, (1979) 6, S. 36-47. 

46) Arend Lijphart, Majority Rute versus Democracy 
in deeply divided Societies, in: Politikon, (1977) 2, 
S. 113-126; Frederik Van Zyl Slabbert/David Welsh 
(Anm. 44), Theodor Hanf/Heribert Weiland, Konkor- 
danzdemokratie für Südafrika?, in: Europa Archiv, 
(1978) Dezember, S. 755-770, Theodor Hanf/Heribert 
Weiland/Gerda Vierdag (unter Mitarbeit von u. a. Law- 
rence Schlemmer), Südafrika: Friedlicher Wandel?/ 
Möglichkeiten demokratischer Konfliktregelung . . . , 
München - Mainz 1978. 
47) In einem Interview 11Jesus ist heute kein Weißer", in : 
Die Zeit vom l. Juni 1984, S. 56. 
48) Arend Lijphart, Power-Sharing in South Africa, Ber- 
keley/Cal. 1981, S 46, unter Anknüpfung an die in 
Anm. 45 genannten Arbeiten, und weiter Gavin Maas- 
dorp, Forms of Partition, in: Robert I. Rotberg/John 
Barratt (l-lrsg.), Conflict a d  Compromise in South 
Africa, Lexington 1980, S. 107 ff., sowie Klaus Frhr. von 
der Ropp, Power Sharing versus Partition in South 
Africa, in: Australian Outlook, (1981) August, S. 158- 
168, ders., L`avenir de I`Afrique du Sud, in: Politique 
Etrangère, (1982) Juni, S. 429-440. 
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